
Seite 1 von 52 

Protokoll 3. GR-Sitzung am 24. Juni 2024 
 
Bürgermeister Walter Reinthaler eröffnet die 3. Gemeinderatssitzung des Jahres 2024 um 
19:00 Uhr und begrüßt die anwesenden Mitglieder des Gemeinderates, Amtsleiter Chris-
toph Reinthaler und VB Nadine Reinthaler als Schriftführerin. Weiters wird der Kdt der FF 
Ort, Markus Trausinger begrüßt. 
 
Ich stelle fest, dass 

• die Verständigung vom Vorsitzenden als Sitzung hierzu gemäß den vorliegenden Zu-
stellnachweisen an alle Mitglieder bzw. Ersatzmitglieder zeitgerecht schriftlich am 14. 
06. 2024 unter Bekanntgabe der Tagesordnung erfolgt ist. 

• die Niederschrift über die letzte Sitzung des Gemeinderates vom 22. April 2024 bis zur 
heutigen Sitzung während der Amtsstunden aufgelegen ist, während der Sitzung noch 
aufliegt und gegen diese Niederschrift bis zum Sitzungsschluss Einwendungen einge-
bracht werden können, andernfalls das Protokoll als angenommen betrachtet wird. 

• die Beschlussfähigkeit gegeben ist. 

• ich als Vorsitzender auf § 64 der OÖ Gemeindeordnung verweise, wonach Mitglieder 
des Gemeinderates ihre Befangenheit selbst wahrzunehmen und dies am Beginn der 
Beratung des Tagesordnungspunktes zu erklären haben. 

 
Abänderung der Tagesordnung: 
( ) Geheime Beratung 
     Ich stelle den Antrag, den TOP gem. § 53 Abs. 2 unter Ausschluss der 
     Öffentlichkeit in geheimer Sitzung im Anschluss an diese Sitzung zu beraten. 

 (Antrag BGM oder mindestens 3 GMR und Beschluss des GMR) 
 
(X ) Änderung der Tagesordnung:   

1. Der Top 7. FLWP-Änd. 4.03 Verfahrensänderung  
Wird gem. § 46 Abs. 4 OÖ GmdO vor Eintritt in die Tagesordnung von dieser  
abgesetzt. 
 

( x) Dringlichkeitsantrag: 
 
Es liegt 1 Dringlichkeitsantrag des Bürgermeisters, eingebracht am 20.6.2024 vor: 
 
Dringlichkeitsantrag 1 – „Grundsatzbeschluss Ankauf eines MTF für die FF Ort“ 
 
Wer damit einverstanden ist, dass dieser Dringlichkeitsantrag in die Tagesordnung aufge-
nommen wird, den ersuche ich um ein Handzeichen. 
Dieser Dringlichkeitsantrag soll vor dem TOP 2 behandelt werden. 
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Beratung:    Seitens der Gemeinderatsmitglieder gibt es keine 

    besonderen Wortmeldungen. 

 

Antrag:   Wer damit einverstanden ist, dass der Dringlichkeitsantrag  

    nach dem Tagesordnungspunkt 1 Bürgerfragestunde  

    behandelt wird, den ersuche ich um ein Handzeichen. 

 

Beschluss: 

Zustimmung:   einstimmig (11 Zustimmungen) 

Gegenstimmen:  keine 

Stimmenthaltungen: keine 

 

 

 

 

1. Bürgerfragestunde – Vorsitz Die FPÖ 
 
Keine Wortmeldungen, da keine Bürger bzw. Besucher anwesend sind. 
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1. Dringlichkeitsantrag 1: Grundsatzbeschluss zur Ersatzbeschaffung eines 
MTW-Fahrzeuges für die FF Ort im Innkreis 

 
Das MTF, auch als Kommando-Fahrzeug bezeichnete Fahrzeug der FF Ort hat im Jahr 
2023 bei der § 57a KFG Überprüfung nur mehr mit Müh und Not die Wiederkehrende Be-
gutachtung und weitere Zulassung für den Straßenverkehr erlangt. Es wären weitere Re-
paraturen in vierstelliger Höhe dringend notwendig, um das Fahrzeug längerfristig weiter 
einsetzen zu können 
Es ist daher notwendig, ehest möglich ein neues Fahrzeug als Ersatz anzuschaffen. 
Der Ankauf ist auch in der Prioritätenliste und im Voranschlag berücksichtigt. 
 

Beratung:   Seitens der Gemeinderatsmitglieder gibt es keine 

    besonderen Wortmeldungen. 

 

Antrag:   
  Der Antrag lautet, den Grundsatzbeschluss zum Ankauf 
  eines MTF für die Feuerwehr Ort zu fassen.   
 
 
Beschluss: 
Zustimmung:  einstimmig (11 Zustimmungen) 
Gegenstimmen:  keine 
Stimmenthaltungen:  keine 
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2. Vergabe MTF Feuerwehr Ort i.I   
 
Das ca. 30 Jahre alte MannschaftsTransportFahrzeug – kurz MTF der FF Ort ist in die Jahre ge-
kommen und hat im vorigen Jahr mit beträchtlichem Aufwand noch einmal die § 57a Überprüfung 
bestanden. Der GMR hat in seiner Sitzung vom 13.11.2023 den einstimmigen Grundsatzbeschluss 
zur Ersatzbeschaffung eines neuen MTF für die FF Ort gefasst und damit den Grundstein zum 
Ankauf geschaffen. 
FF Kdt Markus TRAUSINGER hat sich mit seinen Kameraden der FF Gedanken gemacht, die 
Kosten bei der Ausstattung zu senken, da diese auch mit ca. € 20.000,- zusätzlich zu den Kosten 
der Anschaffung des Fahrzeuges dazu gekommen wären. 
Die Kosten der Ausstattung würden von den ursprünglich geplanten Kosten von ca. € 20.000,- 
nun auf ca. € 7.000,-  sinken.  
Dies deshalb, weil das Material alleine weit günstiger eingekauft wird (Funk, Blaulichtbalken 
usw.) und der Einbau durch die FF-Kameraden erfolgt. 
Der GMR würde nun den Ankauf eines MTF FORD TRANSIT, 130 PS mit Hochdach lt. dem An-
gebot der Fa. PSOTKA um € 59.050,- inkl. MwSt und NOVA beschließen.  
Da es sich um ein Einsatzfahrzeug handelt, würden davon dann wieder € 17.290,- an NOVA 
an uns refundiert werden. Sprich wir sprechen effektiv von einer Summe von ca. € 42.000,- inkl. 
MwSt für die Anschaffung des „nackten“ Fahrzeuges.  
Vergleichsangebote der BBG mit Fahrzeug Mercedes liegen höher, Renault bietet kein Hochdach 
an. (Beilage) 
Das Material für die Ausrüstung würde wie oa ca. € 7.000,- betragen, der Einbau wie oa durch 
Eigenleistung erfolgen. 
Die FF würde sich mit € 10.000,- am Ankauf für Fahrzeug und Einrichtung beteiligen, wobei eben 
der Anteil der FF für den Fahrzeugankauf € 3.000,- betragen würde.  
Die Ausstattung idH von ca. € 7.000,- würde wie oa von der FF Ort selbstständig angekauft und 
eingebaut werden. Damit ergibt sich eine Gesamtbeteiligung der FF Ort am Ankauf idH von € 
10.000,-. 
Zusätzlich gibt es eine Förderung des LFK idH von € 5.000,- und wahrscheinlich aus dem Büro 
von Frau LR Langer-Weninger als Referentin für das Feuerwehrwesen idH von € 2.000,-. 
Die aktuellen Unterlagen liegen am Amt und bei der GMR-Sitzung auf und können eingesehen 
werden. 
Aufgrund einer Lieferzeit von 6-8 Monaten soll ehestmöglich die Vergabe erfolgen. Im Voran-
schlag 2024 sind € 59.900,- für den Ankauf vorgesehen. 
Die Vergleichsangebote der Fa. Stempfer, Rosenbauer/BBG liegen bei. 
Vom Hersteller Renault/Angebot Stempfer ist derzeit kein Fahrzeug mit Hochdach verfügbar. Es 
sollen 9-Sitzer-Busse mit Hochdach erst wieder im Zuge eines neuen Modells angeboten wer-
den. 
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Beratung:  HBI Markus Trausinger erläutert die Kostenaufstellung und  
  den Einbau der technischen Ausstattung (wird separat an 
  gekauft und von den Feuerwehrkammeraden eingebaut)  
  des MTF genauer. Seitens der Gemeinderatsmitglieder gibt 
  es keine besonderen Wortmeldungen. 
 
 
Antrag:  
  Der Antrag lautet, den Auftrag zum Ankauf eines MTF für 

 die FF Ort lt. vorliegendem Angebot der Fa. Psotka um € 
 59.050,- inkl. MwSt und NOVA an diese zu vergeben. Als 
 Zeichen der Zustimmung ersuche ich um ein Handzeichen. 

 
 
Beschluss: 
Zustimmung:  einstimmig (11 Zustimmungen)  
Gegenstimmen:  keine 
Stimmenthaltungen:  keine 
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3. Prüfbericht der 3. Prüfungsausschusssitzung  
(GR Hans Jürgen Watzinger erschien um 19:32 Uhr im Gemeindesaal.) 
 

Bericht über die am 29. Mai 2024 stattgefundene PA-Sitzung 

 
Obmann GR Ernst MAYR eröffnet um 18.30 Uhr die 3. Prüfungsausschusssitzung im 
Jahr 2024. 
 

 

1. Erklärung RA 2023 
Laut Beilagen 1 (Zusammenfassung RA 2023 inkl. Erklärungen) + 2 (Lagebericht inkl. Aus-
drucke aus dem Rechnungsabschluss 2023) 
 
Beratung: Im Zuge der Besprechung des RA 2023 kam es zu einigen Unklarheiten. Die 
Personalkosten im Kindergarten haben sich im Vergleich zum Vorjahr drastisch erhöht. 
Der Grund für diese Entwicklung liegt einerseits in der Anstellung einer neuen Pädagogin 
(Kinderanzahl hat sich von 53 auf 73 erhöht), die allgemeine Lohnerhöhung von ca. 9 %, 
das Stundenausmaß wurde erhöht und es wurde auch eine Jubiläumsgeldauszahlung vor-
genommen. Im Jahr 2023 betrug die Kinderanzahl insgesamt 85; im Jahr 2024 beträgt sie 
ebenfalls 85; Im Jahr 2025 werden es ca. 90 Kinder sein. Die Kostenentwicklung sieht wie 
folgt aus: 
2023  224.870,00 (€ 2.814,00/Kind)  
2024  268.400 (€ 3.157/Kind)   
2025  283.200 (€ 3.146,00/Kind); es sind im Bereich keine größeren Investitionen 
geplant. Die Kinderanzahl wird im Jahr 2025/26 von max. 23 pro Gruppe auf 22 reduziert 
werden (2028/29 max. 21). Damit wird sich der Abgang im Bereich Kindergarten wahr-
scheinlich weiter erhöhen. (Wegfall Krabbelstubengebühr). Die Kosten des Gemeindeam-
tes als Verwaltungseinrichtung der Gemeinde hat sich im Verlauf der letzten 10 Jahre um 
ca. € 170.000 erhöht (Kostenanstieg ca. 89 %) (Kostenfaktor sind hier die Personalkosten, 
die Zinsen f. den bestehenden Kredit für die Errichtung des Amtsgebäudes, die Abschrei-
bung des Amtsgebäudes neu) Weiters wurde beim Neubau des Feuerwehrzeughauses 
der Restbuchwert des Bauhofes angesprochen, welcher sich nach Abzug der Investitions-
zuschüsse auf ca. € 23.000 beläuft (Der Bauhof bleibt jedoch weiter in Verwendung) Bei 
den Abfallkosten ist der Anstieg der Kosten für den Biomüll + Grünschnitt hervorzuheben. 
Die Einführung des Gelben Sacks erfolgt mit Oktober 2024.  
 
Im Jahr 2022 ergab sich ein Überschuss von € 286.000, welcher zur Gänze auf größere 
Investitionen aufgeteilt werden konnte. Im Abschlussjahr 2023 ergab sich aufgrund höhe-
rer Kosten nur ein Überschuss von € 205.000,00. Damit sind wir im Vergleich zum Vorjahr 
um € 81.000,00 schlechter. 
 

Ansatz (Abtei-

lung) 

 2023 2022 Differenz 

     

Bezüge d. gew. 

O. 

 97.354,00 86.108,00 11.246,00 

Gemeindeamt  327.881,00 278.934,00 48.947,00 

Feuerwehr  40.198,00 37.516,00 2.682,00 

Volksschule  81.583,00 110.098,00 -28.515.,00 
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Nachmittags-

betr. 

 24.248,00 9.152,00 15.096,00 

Kindergarten  224.870,00 220.906,00 3.964,00 

SHV  456.853,00 407.049,00 49.804,00 

Krankenanstalt-

enb. 

 444.481,00 373.360,00 71.121,00 

Abfallwirtschaft  7.542,00 -2.027,00 9.569,00 

Wasservers.  66.527,00 42.145,00 24.382,00 

Abwasserents.  -69.150,00 -42.431,00 -26.719,00 

Finanzwirtschaft  -2.371.000,00 -2.286.000,00 -85.000,00 

Ausgl. Vorha-

ben 

 205.069,00 286.002,00 -81.000,00 

Landesumlage  132.700,00 136.353,00 -3.653,00 

Pensionsz. Be-

amte 

 42.700,00 40.378,00 2.322,00 

Gastbeiträge 

NMS 

 102.100,00 96.800,00 5.300,00 

Strassenbau  24.100,00 22.000,00 2.100,00 

Beleuchtung  25.600,00 16.740,00 8.860,00 

Verein Tagesm.  0,00 38.900,00 -38.900,00 

     

Überschuss  -209,00 -702,00 493,00 

     

     

 

Ein Minus bedeutet Überschuss. 
 

2. Kreditverträge Gemeindeamt 
Folgende Darlehen bestehen: 
 
Wasserleitungsbau 1.9.2000 bis 31.12.2034 mit        221.407,99  4,792 % var. 
Ortskanal BA 4 1.2.1997 bis 31.12.2026 mit               145.494,61  4,83   % var. 
Ortskanal BA 5 1.1.2006 bis 31.12.2037 mit                     12.956,30  4,792 % var. 
Hochwasserschutz Antiesen 9.11.2017 bis 30.09.2050        484.998,54  5,000 % var. 
Hochbehälter, Wasserleitung BA 4 1.1.2021 bis 30.09.2047       1.275.032,06  5,029 % var. 
Neubau Amtsgebäude 9.11.2017 bis 30.09.2029           66.038,00  4,66   % var. 
 
Geplante Tilgungen im Jahr 2024 insgesamt € 114.948,47 lt. Berechnung Bank 
Geplante Zinszahlungen im Jahr 2024 insgesamt € 99.165,25 lt. Berechnung Bank 
Geplante Zuschüsse im Jahr 2024 insgesamt € 45.151,44 lt KPC Austria 
 
 
Beratung: Bei den Kreditverträgen wurde angedacht, das Bankguthaben zur Sondertilgung 
eines Kredites heranzuziehen.  
 

3. Kostenvorlage Kindergarten und VS  
 

Kindergarten:  Kosten pro Kind und Jahr ca. € 2.500 
VS:  Kosten pro Kind und Jahr ca. € 1.100 
GTS Kosten pro Kind und Jahr ca. € 930 
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Beratung: Keine besonderen Wortmeldungen. 
 

4. Allfälliges:  
 

• Außenstände  
 

Möglicher nächster Termin für die Prüfungsausschusssitzung in der Woche vom 16. – 22. 
September 2024. 

 
Obmann GR Ernst Mayr schließt die Sitzung um 21.00 Uhr. 
 
 
 
Beratung:   Nach Verlesung des Protokolls der Prüfungsausschusssitzung 
  von Obmann GR Ernst Mayr gibt es seitens der   
  Gemeinderatsmitglieder keine besonderen Wortmeldungen.  
 
 
Antrag:   Der Antrag lautet, den Prüfbericht der 3. Prüfungsausschuss- 
    sitzung, verlesen von Obmann GR Ernst Mayr, vollinhaltlich zur 
    Kenntnis zu nehmen. Als Zeichen der Zustimmung ersuche ich 
    um ein Handzeichen. 
 
 
Beschluss: 
Zustimmung:  einstimmig (12 Zustimmungen) 
Gegenstimmen:  keine 
Stimmenthaltungen:  keine 
 
 
Ankunft GR Hans Jürgen Watzinger um 19:32 Uhr. 
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4. Kinderbildungs- und –betreuungseinrichtungsordnung 
 
Aufgrund diverser Änderungen und Anpassungen ist die neue Kinderbildungs- und 
-betreuungseinrichtungsordnung für das kommende Kindergartenjahr 2024/25 zu 
beschließen und für anwendbar zu erklären. 
Die betreffenden Änderungen, sei es aufgrund gesetzlicher Vorgaben, als auch 
hinsichtlich Ferien-, Öffnungszeiten udgl. sind gelb hinterlegt. 
 
 
 
 
 
 

Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtungsordnung 

KBBEO 
für den Gemeindekindergarten und die Krabbelstube Ort i. I. 

 

gültig ab 01.09.2024 
 
 
 

1. Betrieb der Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtung  

Die Gemeinde Ort im Innkreis (in der Folge als Rechtsträger bezeichnet) betreibt eine Kinderbildungs- 
und -betreuungseinrichtung nach den Bestimmungen des Oö. Kinderbildungs- und -betreuungsgeset-
zes LGBl. Nr. 39/2007 idF LGBl. Nr. 108/2022, mit Sitz in Ort im Innkreis Nr. 202 (Kindergarten) und 
Ort 112 (Krabbelstube). 

 
 

2. Arbeitsjahr und Ferien 

2.1. Das Arbeitsjahr der Kinderbetreuungseinrichtung beginnt am ers-
ten Montag im September und dauert bis zum Beginn des nächsten 
Arbeitsjahres. 

2.2. Die Weihnachtsferien beginnen am 24.12.2024 und enden am
 06.01.2025. 

2.3. Die Hauptferien beginnen am  25.07.2025 und enden am
 01.09.2025. 

2.4. Die Ferienzeiten und die Öffnungszeiten an schulfreien bzw. schul-
autonomen Tagen und den Osterferien können vom Rechtsträger 
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jährlich am Ende des Arbeitsjahres unter Berücksichtigung der ört-
lichen Bedürfnisse und der aktuellen Bedarfserhebung neu festge-
legt werden. 

2.5. Der Besuch der Kinderbetreuungseinrichtung und der Krabbel-
stube während den Ferien und den schulfreien bzw. schulautono-
men Tagen kann nur nach vorheriger Bedarfserhebung und für Kin-
der von berufstätigen Eltern erfolgen. 
 
 

3. Öffnungszeit der Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtung 

3.1. Die Öffnungszeiten werden wie folgt festgesetzt: 

a) Krabbelgruppe und U3 Kinder der alterserweiterten Kindergartengruppe 

 von: bis: 

Montag 07:00 Uhr 12:30 Uhr 

Dienstag 07:00 Uhr 12:30 Uhr 

Mittwoch 07:00 Uhr 12:30 Uhr 

Donnerstag 07:00 Uhr 12:30 Uhr 

Freitag 07:00 Uhr 12:30 Uhr 

 
b) Kindergartengruppen  

 von: bis: 

Montag 07:00 Uhr 16:30 Uhr 

Dienstag 07:00 Uhr 16:30 Uhr 

Mittwoch 07:00 Uhr 16:30 Uhr 

Donnerstag 07:00 Uhr 16:30 Uhr 

Freitag 07:00 Uhr 13:00 Uhr 

 

3.2. Die Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtung, ausgenommen 
Krabbelstube, wird mit Mittagsbetrieb geführt.  

 

3.3. An Samstagen sowie an Sonn- und Feiertagen bleibt die Kinderbil-
dungs- und betreuungseinrichtung geschlossen. 

3.4. Die Öffnungszeiten und die Bereitstellung eines Mittagsbetriebes 
können vom Rechtsträger jederzeit auf Basis einer durchgeführten 
Bedarferhebung bei den Eltern (siehe unter Punkt 4) neu festgelegt 
werden. 

 

 

4. Bedarfserhebung 

Spätestens im April des laufenden Arbeitsjahres erfolgt eine schriftliche Abfrage der benötigten Be-
treuungszeiten für das folgende Arbeitsjahr bei den Eltern. Bei nach diesem Zeitpunkt neu aufgenom-
menen Kindern erfolgt die erstmalige Abfrage mit der Anmeldung. Über den tatsächlichen Betreuungs-
bedarf der Familien können Nachweise inkl. Arbeitszeiten, Arbeitssuche oder Ausbildung der Eltern 
eingefordert werden.  
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5. Aufnahme in die Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtung 

5.1. Die Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtung ist nach Maßgabe 
der Bestimmungen des Oö. Kinderbildungs- und -betreuungsgeset-
zes allgemein zugänglich. 

In der Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtung wird eine Krabbelstubengruppe mit Kindern ab dem 
vollendeten 1. Lebensjahr geführt. 

5.2. Für die Aufnahme in die Kinderbildungs- und -betreuungseinrich-
tung ist eine Anmeldung des Kindes durch die Eltern/Erziehungs-
berechtigten erforderlich. Die Anmeldung hat persönlich bei der Lei-
tung des Kindergartens Ort im Innkreis zu erfolgen und es wird der 
Anmeldetermin bekannt gegeben. Für den Kindergarten muss die 
Anmeldung, außer für die kindergartenpflichtigen Kinder, für min-
destens 3 Tage pro Woche erfolgen. 
Für die Krabbelstubengruppe muss die Anmeldung mindestens 2 Tage umfassen. 

5.3. Der Besuch der Kinderbetreuungseinrichtung ist ausgenommen für 
kindergartenpflichtige Kinder freiwillig. 

5.4. Bei der Aufnahme wird sichergestellt, dass kindergartenpflichtige 
Kinder einen Platz erhalten, ohne dass jüngere Kinder, die bereits 
den Kindergarten besuchen, abgemeldet werden müssen. 

5.5. Die Aufnahme im laufenden Kindergartenjahr erfolgt nur bis 31. Mai 

5.6. Die Anmeldung bzw. Abmeldung für die Nachmittagsbetreuung 
kann nur halbjährlich (Semester) erfolgen. 

5.7. Zur Anmeldung sind folgende Unterlagen mitzubringen: 
a) Geburtsurkunde oder Geburtsbescheinigung des Kindes, 

b) ärztliche Bescheinigung über den allgemeinen Gesundheitszustand des Kindes, 

c) Impfbescheinigung 

d) Einkommensnachweis bei beitragspflichtiger Inanspruchnahme der der Kinderbildungs- und -be-
treuungseinrichtung (gemäß § 3 Abs. 4 Oö. Elternbeitragsverordnung) – wird ein solcher nicht 
vorgelegt, ist der Höchstbeitrag zu entrichten. 

e) Bestätigung über die Berufstätigkeit, Arbeitssuche oder Ausbildung der Eltern 

5.8. Der Rechtsträger entscheidet bis Anfang Juli jeden Jahres über die 
Aufnahme in die Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtung und 
teilt diese den Eltern schriftlich mit.  

5.9. Wird die Aufnahme eines kindergartenpflichtigen Kindes verwei-
gert, hat die Landesregierung auf Verlangen der Eltern auf eine ein-
vernehmliche Einigung zwischen den Eltern und dem Rechtsträger 
hinzuwirken. Kommt innerhalb eines Monats keine Einigung über 
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die Aufnahme des kindergartenpflichtigen Kindes zustande, kön-
nen die Eltern eine schriftliche Beschwerde an die Landesregierung 
erheben. 

5.10. Die Aufnahme erfolgt nach folgender Reihung: 
1. Wohnsitz in Ort im Innkreis 

2. schulpflichtige Kinder 

3. Beide Elternteile berufstätig oder in Ausbildung 

4. Ein Elternteil berufstätig oder in Ausbildung 

5. Ortsfremde Kinder, nur mit Einverständnis nach Punkt 4.10 

5.11. Sofern genügend freie Plätze zur Verfügung stehen, können auch 
Kinder mit dem Hauptwohnsitz in einer anderen Gemeinde aufge-
nommen werden. Diese Aufnahme wird von der Zustimmung zur 
Leistung eines Gastbeitrages abhängig gemacht.  

5.12. Für die Aufnahme in die Krabbelstube gilt folgende Regelung: 
Besteht der Betreuungsbedarf von Eltern die berufstätig sind, reduzieren sich die Betreu-

ungstage des zuletzt aufgenommenen Kindes, dessen Eltern nicht berufstätig sind, auf die 

Mindesanwesenheit (2 Tage) 

 

 

6. Elternbeiträge und Beitragsfreiheit 

6.1. Die Eltern haben für den Besuch der Kinderbildungs- und -betreu-
ungseinrichtung entsprechend der Tarifordnung der Gemeinde Ort 
im Innkreis einen Kostenbeitrag (Elternbeitrag) zu leisten. 

6.2. Mit dem monatlich zu leistenden Elternbeitrag sind alle Leistungen 
der Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtung abgedeckt, außer 
a) die allenfalls verabreichte Verpflegung, 

b) ein möglicher Kostenbeitrag für die Begleitperson beim Transport zur bzw. von der Kinderbildungs- 
und -betreuungseinrichtung und  

c) angemessene Materialbeiträge (Werkbeiträge) oder Veranstaltungsbeiträge 

d) allfällige Beiträge für eine Unfallversicherung des Kindes. 

6.3. Der Besuch einer Krabbelstube sowie einer alterserweiterten Kin-
dergartengruppe ab dem vollendeten 30. Lebensmonat, einer Kin-
dergartengruppe und einer Integrationsgruppe im Kindergarten bis 
zum Schuleintritt ist für Kinder mit Hauptwohnsitz in Oberösterreich 
nach Maßgabe des § 3 Abs. 3a Oö. Kinderbildungs- und -betreu-
ungsgesetz bis 13:00 Uhr beitragsfrei.  
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7. Kindergartenpflicht 

7.1. Zum Besuch des Kindergartens sind jene Kinder verpflichtet, die 
vor dem 1. September des jeweiligen Jahres das 5. Lebensjahr voll-
endet haben und im Folgejahr schulpflichtig werden. 

7.2. Kinde, die die Volksschule vorzeitig besuchen sind von der allge-
meinen Kindergartenpflicht ausgenommen. 

7.3. Die Kindergartenpflicht dauert bis zum 31. August nach Vollendung 
des sechsten Lebensjahres. Keine Kindergartenpflicht besteht an 
Tagen, die gemäß Oö. Schulzeitgesetz 1976 schulfrei sind. Die all-
gemeine Kindergartenpflicht ist an fünf Werktagen und im Ausmaß 
von 20 Stunden pro Woche grundsätzlich an Vormittagen zu erfül-
len. 

7.4. Die Unterschreitung der Mindestanwesenheit ist nur bei gerechtfer-
tigter Verhinderung des Kindes zulässig. Die Eltern haben die Kin-
dergartenleitung von jeder Verhinderung unverzüglich zu benach-
richtigen. Eine gerechtfertigte Verhinderung liegt z.B. vor, bei: 
a) Erkrankung des Kindes oder eines Elternteils, 

b) außergewöhnlichen Ereignissen (z.B. Naturkatastrophen, Todesfall in der Familie), 

c) oder urlaubsbedingter Abwesenheit von höchstens fünf Wochen, an denen Kindergartenpflicht 
besteht. 

8. Abmeldung von der Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtung 

8.1. Die Abmeldung eines Kindes vom Besuch der Kinderbildungs- und 
-betreuungseinrichtung ist nur zum Ersten eines jeden Monats un-
ter Einhaltung einer zweiwöchigen Abmeldefrist möglich und hat 
bei der Leitung des Kindergartens Ort im Innkreis zu erfolgen.  

8.2. Bei Abmeldung eines kindergartenpflichtigen Kindes ist dem 
Rechtsträger bekannt zu geben, in welcher Einrichtung das Kind zu-
künftig seine Kindergartenpflicht erfüllen wird.  
 
 

9. Widerruf der Aufnahme in die Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtung 

9.1. Die Aufnahme eines Kindes darf nur widerrufen werden, wenn 
a) die Eltern/Erziehungsberechtigte eine ihm obliegende Verpflichtung (siehe Punkt 12) trotz vorhe-

riger schriftlicher Mahnung nicht erfüllt oder 

b) nachweislich eine andere Form der Bildung, Erziehung, Betreuung und Pflege den Bedürfnissen 
des Kindes besser gerecht wird oder 

c) der Besuch eines angemeldeten Kindes, nicht regelmäßig entsprechend der Anmeldung erfolgt 
(ausgenommen kindergartenpflichtige Kinder). 
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9.2. Liegt kein Fall von Kindergartenpflicht vor, kann ein Widerruf der 
Aufnahme auch erfolgen, wenn kein regelmäßiger Besuch der Ein-
richtung im Sinne der Anmeldung erfolgt. 

9.3. Jeder Elternteil kann vom Rechtsträger eine schriftliche Begrün-
dung für den Widerruf der Aufnahme verlangen. Diese ist vom 
Rechtsträger der Aufsichtsbehörde zur Kenntnis zu bringen. 
 
 

10. Suspendierung 

10.1. Ein Kind kann durch den Rechtsträger vom Besuch der Kinderbil-
dungs- und -betreuungseinrichtung vorübergehend ausgeschlos-
sen werden, sofern durch den Besuch eine außergewöhnliche, nicht 
vertretbare Gefährdung anderer Kinder, des Personals oder des 
ordnungsgemäßen Betriebsablaufs gegeben ist. 

10.2. Die Eltern und die Bildungsdirektion sind vor jeder geplanten Sus-
pendierung anzuhören und über die Gründe sowie die bereits ge-
setzten pädagogischen, personellen und organisatorischen Maß-
nahmen nachweislich und unverzüglich zu informieren. 

10.3. Die erstmalige Suspendierung darf eine Dauer von vier Wochen 
nicht überschreiten. Jede weitere Suspendierung darf eine Dauer 
von acht Wochen nicht überschreiten, wobei eine Verlängerung je-
ner mit Zustimmung der Bildungsdirektion möglich ist. 
 
 

11. Zusammenarbeit zwischen Rechtsträger und Eltern 

11.1. Die pädagogischen Fachkräfte stellen im Hinblick auf die pädago-
gischen Aufgaben der Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtung 
einen regelmäßigen Austausch mit den Eltern/Erziehungsberechtig-
ten sicher und achten die erzieherischen Entscheidungen der El-
tern/Erziehungsberechtigten unter Bedachtnahme auf das Kindes-
wohl. 

 

11.2. Die Eltern/Erziehungsberechtigten haben das Recht, bei der Fest-
legung der Öffnungszeiten, der Ferienzeiten und in sonstigen orga-
nisatorischen Fragen seine Vorstellungen einzubringen. Zu diesem 
Zweck lädt die Gemeinde Ort im Innkreis spätestens unmittelbar 
nach Beginn eines Arbeitsjahres zu einer Elternversammlung ein. 
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11.3. Die Eltern/Erziehungsberechtigten haben das Recht, bei einem An-
trag von mindestens einem Viertel der Eltern/Erziehungsberechtig-
ten einer Gruppe die Einberufung einer Elternversammlung für 
diese Gruppe binnen 14 Tagen zu verlangen 

11.4. Die Wahl einer Elternvertretung oder die Gründung eines Eltern-
vereins zur Wahrnehmung der Anliegen der Eltern/Erziehungsbe-
rechtigten gegenüber dem Rechtsträger ist anzustreben. 

11.5. Die Aufsichtspflicht der Kinderbetreuungseinrichtung endet mit 
der Verabschiedung der Kinder und Übergabe an die Eltern/Erzie-
hungsberechtigten. 

11.6. Kinder zwischen der Vollendung des 3. und des 6. Lebensjahres 
können an minderjährige Geschwister nach vorheriger schriftlicher 
Vereinbarung zwischen Eltern und der Leitung / dem Rechtsträger 
mitgegeben werden, sofern die Geschwister das 14. Lebensjahr 
vollendet haben. Eine Abholung von Kindern unter drei Jahren ist 
nur durch volljährige Personen möglich. 

11.7. Bei Veranstaltungen haften die Eltern/Erziehungsberechtigten für 
ihre Kinder. 

11.8. Medikamente dürfen von den Kindergartenpädagoginnen nicht 
verabreicht werden. 

 

 

12. Pflichten der Eltern/Erziehungsberechtigten des Kindes 

12.1. Die Eltern/Erziehungsberechtigten haben mit dem Rechtsträger 
und den pädagogischen Fachkräften zusammenzuarbeiten. 

12.2. Die Eltern/Erziehungsberechtigten haben die Leitung der Kinder-
bildungs- und -betreuungseinrichtung von jeder Verhinderung un-
verzüglich zu benachrichtigen. Die Entschuldigung hat schriftlich, 
telefonisch oder mittels ärztlicher Bestätigung zu erfolgen. 

12.3. Die Eltern/Erziehungsberechtigten haben dafür zu sorgen, dass 
die Kinder die Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtung körper-
lich gepflegt sowie ausreichend und zweckmäßig gekleidet besu-
chen und die vereinbarten Besuchszeiten eingehalten werden. 

12.4. Die Kinder sollen in der Kinderbildungs- und -betreuungseinrich-
tung am Vormittag spätestens bis 08:30 Uhr anwesend sein und frü-
hestens ab 11:45 Uhr abgeholt werden.  
Kindergartenpflichtige Kinder sollen zur Erfüllung des Bildungsauftrages spätestens bis 08:30 Uhr im 
Kindergarten anwesend sein und frühestens ab 11:45 Uhr vom Kindergarten abgeholt werden. Der 
Rechtsträger meldet jene kindergartenpflichtigen Kinder der Bezirksverwaltungsbehörde, die ohne ge-
rechtfertigten Verhinderungsgrund die Mindestanwesenheit gemäß Punkt 6.3. (§ 3a Abs. 3 Oö. Kin-
derbildungs- und -betreuungsgesetz) unterschreiten. 
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12.5. Kinder welche kein Mittagessen einnahmen, können die Nachmit-
tagsbetreuung nicht besuchen.  

12.6. Die Anmeldung bzw. Abmeldung für die Nachmittagsbetreuung 
kann nur halbjährlich (Semester) erfolgen. 

12.7. Die Eltern/Erziehungsberechtigten haben die Leitung der Kinder-
bildungs- und -betreuungseinrichtung unverzüglich von erkannten 
Infektionskrankheiten oder Läusebefall des Kindes oder der mit ihm 
im selben Haushalt lebenden Personen zu verständigen. Gegebe-
nenfalls ist das Kind so lange vom Besuch der Kinderbildungs- und 
-betreuungseinrichtung fernzuhalten, bis die Gefahr einer Anste-
ckung anderer bzw. Übertragung auf andere Kinder und des Perso-
nals der Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtung nicht mehr 
besteht. Bevor das Kind die Kinderbildungs- und -betreuungsein-
richtung wieder besucht, ist (nach Aufforderung durch das Perso-
nal) eine ärztliche Bestätigung darüber vorzulegen, dass eine An-
steckungsgefahr nicht mehr gegeben ist. Die relevanten Gesund-
heitsdaten werden nicht an Dritte weitergegeben und dienen nur 
dem Zweck der Verhinderung der Ausbreitung von Infektionen. 

12.8. In der Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtung können den 
Kindern grundsätzlich keine Medikamente verabreicht werden. 

12.9. Die Eltern/Erziehungsberechtigten haben dafür zu sorgen, dass 
ein Kind, das nicht kindergartenpflichtig ist, die Kinderbildungs- 
und -betreuungseinrichtung regelmäßig besucht. Ist ein Kind vo-
raussichtlich länger als drei Tage verhindert die Kinderbildungs- 
und -betreuungseinrichtung zu besuchen, so haben die Eltern die 
Leitung der Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtung unter An-
gabe des Grundes davon unverzüglich zu benachrichtigen und im 
Krankheitsfall auf Verlangen eine Bescheinigung des behandelnden 
Arztes oder Facharztes vorzulegen. 

12.10. Die Eltern/Erziehungsberechtigten erklären hiermit, dass ihr 
Kind insgesamt mindestens fünf Wochen pro Arbeitsjahr, davon 
mindestens zwei Wochen durchgehend, Ferien außerhalb der Kin-
derbildungs- und -betreuungseinrichtung verbringt. 

12.11. Die noch nicht schulpflichtigen Kinder sind von den El-
tern/Erziehungsberechtigten oder deren Beauftragten, sofern diese 
zur Übernahme der Aufsicht geeignet sind, in die Kinderbildungs- 
und –betreuungseinrichtung zu bringen und von diesen wieder ab-
zuholen. Dem Personal der Kinderbildungs- und -betreuungsein-
richtung obliegt die Pflicht zur Beaufsichtigung der Kinder während 
des Besuchs der Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtung. Die 
Aufsichtspflicht in der Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtung 
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beginnt bei noch nicht schulpflichtigen Kindern mit der Übernahme 
des Kindes; bei Schulkindern mit dem Einlass in die Kinderbil-
dungs- und -betreuungseinrichtung. Sie endet bei noch nicht schul-
pflichtigen Kindern mit dem Zeitpunkt, in dem die Kinder den Eltern 
oder deren Beauftragten übergeben werden, bei Schulkindern mit 
dem Verlassen der Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtung. 
Außerhalb der Kinderbetreuungseinrichtung besteht die Aufsichts-
pflicht nur während der Teilnahme an Veranstaltungen im Rahmen 
des Besuches der Kinderbetreuungseinrichtung, wie z.B. Spazier-
gänge und Ausflüge. 

12.12. Im Falle der Übergabe oder der Abholung durch einen Beauf-
tragten der Eltern ist vorweg eine schriftliche Bestätigung über 
diese Beauftragung vorzulegen. 

12.13. Eltern/Erziehungsberechtigten, deren Kinder mit dem von der 
Gemeinde organisierten Bustransport befördert werden, sind ver-
pflichtet, ihr Kind rechtzeitig zur Halte(Sammel)stelle zu begleiten 
bzw. durch eine zur Übernahme der Aufsicht geeignete Person be-
gleiten zu lassen, das Kind an die Begleitperson im Beförderungs-
mittel zu übergeben und von der Halte (Sammel)stelle zum verein-
barten Zeitpunkt wieder rechtzeitig abzuholen bzw. von einer zur 
Übernahme der Aufsicht geeigneten Person abholen zu lassen. Der 
Beitrag für den Transport beträgt € 25,00 pro Monat und Kind und 
wird nicht aliquotiert.  

12.14. Eltern haben dem Rechtsträger die Verlegung des Haupt-
wohnsitzes des Kindes in eine andere Gemeinde während des Kin-
dergartenjahres unverzüglich, spätestens aber bis zum Ende des 
Monats, in dem die Verlegung vorgenommen wird, anzuzeigen. 

12.15. Im Falle der Verlegung des Hauptwohnsitzes haben sich die 
Eltern nachweislich um einen Kindergartenplatz in der jeweiligen 
Hauptwohnsitzgemeinde zu bemühen.  
 
 

13. Pflichten des Rechtsträgers 

13.1. Der Rechtsträger hat gemäß § 14 Abs. 4 Oö. Kinderbildungs- und -
betreuungsgesetz sicher zu stellen, dass die Kinder einmal jährlich 
ärztlich untersucht werden. 
Die Eltern/Erziehungsberechtigten sind mit einer jährlichen kostenlosen ärztlichen Untersuchung des 
Kindes in der Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtung einverstanden. 
Es werden Bestätigungen über amts-, haus- oder kinderärztliche Untersuchungen sowie ärztliche Be-
stätigungen über die Durchführung der Mutter-Kind-Pass-Untersuchung vom 2. bis zum 5. Geburtstag 
als ausreichender Nachweis anerkannt. 
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13.2. Der Rechtsträger hat weiters sicherzustellen, dass den Kindern 
während des Besuchs der Kinderbildungs- und -betreuungseinrich-
tung ärztliche Hilfe geleistet werden kann.  

 
 

14. Zahnärztliche Untersuchung im letzten Kindergartenjahr 

Im letzten Kindergartenjahr kann mit Einverständnis eines Elternteils eine zahnärztliche Un-

tersuchung durchgeführt werden. Die persönlichen Daten und die Untersuchungsergebnisse 

werden im Rahmen der Untersuchung erhoben und in einer Datenbank erfasst.  

Bei Zustimmung der Eltern und wenn das Kind ein erhöhtes Kariesrisiko aufweist, werden 

die Daten des Kindes der Oö. Gebietskrankenkasse zur weiteren Bearbeitung überlassen, 

woraufhin die Kinder von der Oö. Gebietskrankenkasse Gutscheine zugesendet bekommen. 

Mit diesen Gutscheinen können bestimmte kostenfreie Leistungen bei der Zahnärztin/bei 

dem Zahnarzt ihrer Wahl in Anspruch genommen werden. 

Es wird darauf hingewiesen, dass die personenbezogenen Daten ausschließlich zur Erhebung 

des Zahnstatus und für die Benachrichtigung der Eltern zu einem weiteren Behandlungsbe-

darf dienen. Dritte erhalten keinen Einblick in die erhobenen Daten. Die relevanten daten-

schutzrechtlichen Bestimmungen werden von allen beteiligten Organisationen und Personen 

eingehalten. 
 
 
 
 

15. Sehtest im Kindergarten 

Im letzten Kindergartenjahr kann mit Einverständnis eines Elternteils im Auftrag der Oö. 

Landesregierung ein Sehtest durch eine Optikerin bzw. einen Optiker durchgeführt werden. 

Der Test ist genormt und umfasst eine Untersuchung der Sehschärfe, der Augenstellung und 

des räumlichen Sehvermögens. 

Der Sehtest ersetzt keine augenfachärztliche Untersuchung. Wenn sich bei einem Kind der 

Verdacht auf einen Sehfehler ergibt, erhalten die Eltern eine schriftliche Benachrichtigung 

mit der Empfehlung einer augenfachärztlichen Untersuchung. Es wird darauf hingewiesen, 

dass die personenbezogenen Daten ausschließlich zur Erhebung des Sehstatus und für die 

Benachrichtigung der Eltern zu einem weiteren Behandlungsbedarf dienen. Dritte, ein-

schließlich Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Kinderbildungs- und -betreuungseinrich-

tung, erhalten keinen Einblick in die erhobenen Daten. Die relevanten datenschutzrechtli-

chen Bestimmungen werden von allen beteiligten Organisationen und Personen eingehalten. 
 
 

16. Erziehungsberechtigung durch andere Personen (§ 2 Abs. 1 Z. 9 Oö. Kinderbil-
dungs- und -betreuungsgesetz) 

Sind andere Personen als die Eltern des Kindes erziehungsberechtigt, so sind die Bestim-

mungen der Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtungsordnung sinngemäß auf diese Per-

sonen anzuwenden. 
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Bitte bewahren Sie diese Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtungsordnung auf, solange Ihr 

Kind unsere Kinderbetreuungseinrichtung besucht! 

Mit Ihrer Unterschrift erklären Sie sich mit dieser Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtungs-

ordnung und den Erziehungszielen des Kindergartens einverstanden. 
 

 

EINVERSTÄNDNISERKLÄRUNG 

 
 

Die Eltern des Kindes ................................................................................, geb. am 

.......................... sind einverstanden, dass (bitte einzeln ankreuzen) 
 

o einmal im Laufe des gesamten Kindergartenbesuches logopädische Reihenuntersuchungen 

durchgeführt werden und allenfalls Expertinnen und Experten beigezogen werden. Die Eltern 

sind damit einverstanden, dass sich die gruppenführende Pädagogin bzw. der gruppenführende 

Pädagoge mit der Logopädin bzw. dem Logopäden über das Ergebnis der Untersuchung aus-

tauscht und Kontaktdaten der Eltern an die jeweilige Logopädin bzw. den Logopäden weiter-

gibt; 

 

o im letzten Kindergartenjahr das Kind einmalig an einem Sehtest durch eine Optikerin bzw. 

einen Optiker teilnimmt und die Ergebnisse des Testes sowie der Name des Kindes zur Erstel-

lung einer Elterninformation für das jeweilige Kind durch den Optiker bzw. die Optikerin ver-

arbeitet werden. Personenbezogene Daten werden dabei weder gespeichert noch weitergege-

ben und unmittelbar nach Durchführung des Testes gelöscht. Vom Ergebnis des Tests erfahren 

ausschließlich die Erziehungsberechtigten 

 

o für Kinder mit Beeinträchtigung die Fachberatung für Integration beigezogen wird und Integ-

rationsmaßnahmen für ihr Kind in der Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtung durchge-

führt werden. Die Eltern sind mit der Weitergabe aller für die Integration relevanten Unterla-

gen und Informationen an die Fachberatung für Integration einverstanden. 
 
 

Ich nehme die vorliegende Kinderbetreuungseinrichtungsordnung hiermit zur Kenntnis und be-

stätige den Erhalt einer Ausfertigung. 

 

 

 

……………

….  

……………………………………

…….  

…………………………………

…….. 
      Datum 

  

Unterschrift  

Rechtsträger  

Unterschrift  

Eltern/Erziehungsberechtigten 
 

 

Hinweis: Die Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtungsordnung als privatrechtliche Ver-

einbarung kann vom Bürgermeister als Vertreter der Gemeinde unterzeichnet werden, sie 

muss aber zuvor im Gemeinderat aufgrund dessen Generalkompetenz beschlossen wer-

den.  

Für alle privaten Rechtsträger fällt diese Bestimmung weg. 
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Beratung:  Seitens der Gemeinderatsmitglieder gibt es keine besonderen 
  Wortmeldungen.  
 
 
Antrag:  
    Der Antrag lautet, die Kinderbildungs- und 
    -betreuungseinrichungsordnung KBBEO für den 
    Gemeindekindergarten und die Krabbelstube Ort i. I. mit 
    Wirksamkeit vom 01.09.2024 für das Kindergartenjahr 2024/25 
    zu beschließen. 
 
 
 
Beschluss: 
Zustimmung:  einstimmig (12 Zustimmungen) 
Gegenstimmen:  keine 
Stimmenthaltungen:  keine 
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5. Tarifordnung für die Kinderbildungs- und –betreuungseinrichtung 
Gemeindekindergarten und Krabbelstube Ort im Innkreis 
 
 

Aufgrund der Anpassung der Berechnungsgrundlage sind die Änderungen der  
Tarifordnung für das kommende Kindergartenjahr 2024/25 mit Gültigkeit ab 01.09.2024 zu 
beschließen und für anwendbar zu erklären. 
 
  

Tarifordnung für die Kinderbildungs- und –betreuungseinrichtung 
Gemeindekindergarten und Krabbelstube Ort im Innkreis 

 
gültig ab 01.09.2024 

 
 
 

1. Bewertung des Einkommens 

1.1 Der Besuch einer institutionellen Kinderbildungs- und -betreuungs-
einrichtung ist für Kinder vor dem Schuleintritt für die Betreuung 
nach 13.00 Uhr (Nachmittagstarif) sowie für Kinder ab dem Schulein-
tritt beitragspflichtig. 

1.2 Der von den Eltern für Leistungen der Kinderbildungs- und -betreu-
ungseinrichtung zu erbringende Kostenbeitrag bemisst sich nach der 
Höhe des Familieneinkommens pro Monat. Das Familieneinkommen 
setzt sich aus allen Einkünften der im selben Haushalt mit dem be-
treffenden Kind lebenden Eltern im Sinn des § 2 Abs. 1 Z. 9 Oö. Kin-
derbildungs- und -betreuungsgesetz und deren Ehegattinnen und 
Ehegatten, Lebensgefährtinnen und Lebensgefährten oder eingetra-
genen Partnerinnen und Partnern und allfälligen Einkünften des Kin-
des (z.B. Waisenrente) zusammen. 

1.3 Für die Berechnungen des Bruttoeinkommens gemäß § 2 Abs. 3 Oö. 
Elternbeitragsverordnung 2024 sind die Einkünfte eines Jahres (z. B. 
bei Einkünften aus nichtselbständiger Arbeit durch einen Jahres-
lohnzettel) oder die Einkünfte der dem Stichtag gemäß Abs. 3 letztvo-
rangegangenen 3 Monate oder das aktuelle Monatseinkommen zum 
Zeitpunkt der Anmeldung/zum Zeitpunkt der Aufnahme/zu Beginn 
des Arbeitsjahres nachzuweisen. 

1.4 Die gemäß § 2 Oö. Elternbeitragsverordnung 2024 ermittelte Be-
rechnungsgrundlage bildet die Grundlage für die Berechnung des El-
ternbeitrages für das jeweilige Arbeitsjahr. Veränderungen der Ein-
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kommenssituation während des Arbeitsjahres sind dem Rechtsträ-
ger unverzüglich bekannt zu geben und finden jeweils im darauffol-
genden Monat Berücksichtigung. 

1.5 Weisen die Eltern ihr Familieneinkommen nicht bis zum Beginn des 
Kindergartenjahres nach, ist der Höchstbeitrag zu leisten. 

 
 

2. Elternbeitrag 

2.1 Für die Bildung und Betreuung eines Kindes vor dem Schuleintritt 
nach 13:00 Uhr haben Eltern einen monatlichen Kostenbeitrag (El-
ternbeitrag) in Höhe von 3% des Einkommens zu leisten. 

2.2 Für die Bildung und Betreuung eines Kindes ab dem Schuleintritt 
haben Eltern einen monatlichen Kostenbeitrag (Elternbeitrag) in 
Höhe von 3% des Einkommens zu leisten 

2.3 Mit dem Elternbeitrag sind alle Leistungen der Kinderbildungs- und 
-betreuungseinrichtung abgedeckt, ausgenommen 
- eine allenfalls verabreichte Verpflegung, 

- ein möglicher Kostenbeitrag für die Begleitperson beim Transport zur bzw. von der Kinderbildungs- 
und -betreuungseinrichtung und 

- angemessene Materialbeiträge oder Veranstaltungsbeiträge gemäß § 11 Oö. Elternbeitragsverord-
nung 2024 

2.4 Für den verpflichtenden Kindergartenbesuch im Ausmaß von 20 
Stunden gemäß § 3a Abs. 1 und 4 Oö. Kinderbildungs- und -betreu-
ungsgesetz wird kein Elternbeitrag eingehoben. 

 
 
 
 
 
 
 

3. Modalitäten der Einhebung des Elternbeitrages 

3.1 Der Elternbeitrag wird für 11 geöffnete Monate berechnet und ver-
steht sich inklusive Umsatzsteuer. 

3.2 Der Elternbeitrag wird mittels Bankeinzug 11-mal pro Jahr eingeho-
ben. 

3.3 Ist ein Kind mehr als zwei Wochen pro Monat durchgehend wegen 
Erkrankung am Besuch der Kinderbildungs- und -betreuungseinrich-
tung verhindert, so wird der Elternbeitrag für diesen Monat zur Hälfte 
ermäßigt nachgesehen. 
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4. Mindestbeitrag 

4.1 Der monatliche Mindestbeitrag beträgt: 
- für die Bildung und Betreuung von Kindern bis zum Schuleintritt nach 13:00 Uhr 50 Euro. 

- für die Bildung und Betreuung von Schulkindern 50 Euro. 

4.2 Auf Antrag kann der Mindestbeitrag aus besonders berücksichti-
gungswürdigen sozialen Umständen (sowie bei Krabbelstuben und 
Kindergärten unter Bedachtnahme auf die Öffnungszeiten nach 13:00 
Uhr) ermäßigt oder zur Gänze nachgesehen werden. Dabei ist auf die 
Vermögens-, Einkommens- und Familienverhältnisse der Eltern Be-
dacht zu nehmen. 

 
 

5. Höchstbeitrag 

5.1 Der monatliche Höchstbeitrag für die Bildung und Betreuung von 
Kindern bis zum Schuleintritt ab 13:00 Uhr beträgt 128 Euro. 

 
 

6. Drei- und Zwei-Tages-Tarif 

6.1 Für die Inanspruchnahme der Kinderbildungs- und -betreuungsein-
richtung an drei Tagen pro Woche beträgt der Elternbeitrag 70% des 
nach Punkt 2 ff berechneten Betrages. 

6.2 Für die Inanspruchnahme der Kinderbildungs- und -betreuungsein-
richtung an zwei Tagen pro Woche beträgt der Elternbeitrag 50% des 
nach Punkt 2 ff berechneten Betrages. 

 
 

7. Geschwisterabschlag 

7.1 Besuchen zwei Kinder einer Familie beitragspflichtig eine Kinderbil-
dungs- und -betreuungseinrichtung (oberösterreichische Krabbel-
stuben, Kindergärten, heilpädagogische Kindergärten, Horte oder 
heilpädagogische Horte), reduziert sich der für die Bildung und Be-
treuung des jüngeren Kindes zu zahlende Elternbeitrag um 50 %. 

7.2 Der für die Bildung und Betreuung jedes weiteren jüngeren Kindes 
zu zahlende Elternbeitrag reduziert sich um 70%. 

7.3 Für den Besuch einer Schule, auch als ganztägiger Schulform, einer 
Tagesmutter bzw. eines Tagesvaters oder eines sonstigen Betreu-
ungsangebotes außerhalb des Oö. Kinderbildungs- und -betreuungs-
gesetzes steht kein Geschwisterabschlag zu. 
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8. Angemessener Kostenbeitrag bei nicht regelmäßigem Besuch 

8.1 Erfolgt ein beitragsfreier Besuch der Kinderbildungs- und -betreu-
ungseinrichtung gemäß § 3 Abs. 3a Oö. Kinderbildungs- und -betreu-
ungsgesetz ohne Rechtfertigungsgrund nicht regelmäßig entspre-
chend der Anmeldung, wird ein Kostenbeitrag einschließlich eines 
allfälligen Nachmittagstarifs in der Höhe von 128,- Euro eingehoben. 

8.2 Der Besuch einer Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtung ist 
jedenfalls dann nicht regelmäßig, wenn die vereinbarte monatliche 
Besuchszeit um mehr als 20 % unterschritten wird. Ein Rechtferti-
gungsgrund für eine Unterschreitung der monatlichen Besuchszeit 
liegt jedenfalls vor bei 
- Erkrankung des Kindes oder der Eltern, 

- außergewöhnlichen Ereignissen (z.B. Naturkatastrophen, Todesfall in der Familie) oder 

- urlaubsbedingter Abwesenheit von höchstens fünf Wochen pro Arbeitsjahr 

8.3 Die Eltern haben die Leitung der Kinderbildungs- und -betreuungs-
einrichtung von jeder Verhinderung unverzüglich zu benachrichti-
gen. 

8.4 Für den verpflichtenden Kindergartenbesuch gemäß § 3a Oö. Kin-
derbildungs- und –betreuungsgesetz darf kein Kostenbeitrag einge-
hoben werden. 

 
 

9. Materialbeiträge und Veranstaltungsbeiträge 

9.1 Für Verbrauchsmaterial im Rahmen von Werk- und Bastelarbeiten 
werden Materialbeiträge in der Höhe von 90,- Euro pro Arbeitsjahr 
eingehoben. Dazu werden zweimal jährlich 45,- Euro eingehoben. 

9.2 Bei Austritt des Kindes aus der Kinderbildungs- und -betreuungs-
einrichtung wird seitens der Eltern auf eine Auszahlung der nicht ver-
brauchten Materialbeiträge verzichtet. Die Beiträge werden für die 
Anschaffung von Verbrauchsmaterial in folgenden Arbeitsjahren ein-
behalten. 

9.3 Für den Besuch von Veranstaltungen werden angemessene Veran-
staltungsbeiträge vor der geplanten Veranstaltung eingehoben, wenn 
das Kind zum Besuch der Veranstaltung angemeldet ist. 

9.4 Der Nachweis über die widmungsgemäße Verwendung der Materi-
albeiträge und Veranstaltungsbeiträge kann in der 1. Woche im April 
in der Zeit von 8:00 bis 12:00 Uhr von den Eltern im Gemeindeamt 
eingesehen werden. 
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10. Indexanpassung 

Der Mindestbeitrag nach 4., der Höchstbeitrag gemäß 5. und der Materialbeitrag gemäß 9. sind indexgesi-
chert. Die Indexanpassung gemäß § 4 Oö. Elternbeitragsverordnung 2024 erfolgt jeweils zu Beginn des 
neuen Arbeitsjahres, erstmals zu Beginn des Arbeitsjahres 2024/2025. 

 
 

11. Sonstige Beiträge 

11.1 Für die Begleitpersonen beim Kindergartentransport wird ein mo-
natlicher Kostenbeitrag in Höhe von 25,- Euro vorgeschrieben. 

11.2 Für die Mittagsverpflegung wird für den Kindergarten ein Kosten-
beitrag in Höhe der vom Lieferanten tatschlich verrechneten Kosten 
eingezogen. 

11.3 Bei der Anmeldung für den Ferienkindergarten wird eine Kaution 
in Höhe von 150,- Euro eingehoben. Bei der Anwesenheit von 75% 
bzw. bei entschuldigtem Fernbeleiben bei Krankheit (Bestätigung 
vom Arzt oder Krankenhaus erforderlich) wird die Kaution an die be-
troffenen Eltern zurückbezahlt. Ansonsten gerät der Betrag in Verfall. 

11.4 Für jedes Kind, dass für einen Journaldienst (Zwickeltag) angemel-
det ist, aber diesen nicht in Anspruch nimmt (Ausnahme: entschul-
digtes Fernbleiben bei Krankheit - Bestätigung vom Arzt oder Kran-
kenhaus erforderlich), wird eine Pönale von 20,- Euro pro Tag und 
Kind verrechnet. 

 
 

 

Beratung:  Seitens der Gemeinderatsmitglieder gibt es keine besonderen 
  Wortmeldungen.  
 
 
Antrag:   Der Antrag lautet, die Tarifordnung für die Kinderbildungs- und 
    –betreuungseinrichtung, den Gemeindekindergarten und 
    Krabbelstube Ort im Innkreis für das Kindergartenjahr 2024/25 
    gültig ab 01.09.2024 zu beschließen. 
 
Beschluss: 
Zustimmung:  einstimmig (12 Zustimmen) 
Gegenstimmen:  keine 
Stimmenthaltungen:  keine 
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6. Einführung der Richtlinie für Schneeräumung und Streuung 
 
Die von der österreichischen Forschungsgesellschaft bereitgestellte RVS 12.04.12 
ist durch den Gemeinderat für anwendbar zu erklären. 
In der RVS wird geregelt welche Maßnahmen bei Wintereinbruch einzuleiten sind. Diese 
konkreten Richtlinien sind im Falle von Unfällen Grundlage für allfällige Haftungen. 
Seitens des Gemeindebundes und des WEV wird empfohlen, dass jede Gemeinde für ih-
ren Verantwortungsbereich der öffentlichen Verkehrsflächen diese Festlegung trifft. 
Mit dieser Richtlinie werden die Mindestanforderungen des gemeindeeigenen Winter-
dienstes, hinsichtlich Einsatzzeit, Streuung, Räumung usw festgelegt.  
Eine Ausdehnung der hier festgelegten Mindesterfordernisse dieser RVS ist selbstver-
ständlich möglich.  
Für den Bereich der Verkehrsflächen der Gemeinden werden die in Kategorie P3 empfoh-
lenen Vorgaben ausreichend. 
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Beratung:  Seitens der Gemeinderatsmitglieder gibt es keine besonderen 
  Wortmeldungen 
 
 
Antrag:  
  Der Antrag lautet die RVS12.04.12 – Winterdienstkategorie P3 
    für den Winterdienst der  Gemeinde Ort mit Wirksamkeit vom 
  01.11.2024 für gültig zu erklären und zu beschließen. 
 
Beschluss: 
Zustimmung:  einstimmig (12 Zustimmungen)  
Gegenstimmen:  keine 
Stimmenthaltungen:  keine 
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7. FLWP-Änd. 4.03 Verfahrensänderung  
 
 
Wird gem. § 46 Abs 4 OÖ GmdO vor Eintritt in die Tagesordnung von die-
ser abgesetzt. 

 
 

Die Firma Fussl Immobilien Mayr GmbH hat mit Schreiben vom 3. Juli 2023 um die 
Rückwidmung bzw. Aufhebung der im Flächenwidmungsplan Nr. 4 eingetragenen 
Freifläche angesucht.  
Es handelt sich hierbei um Teilflächen der Parzellen Nr. 23/2 und 24/2, KG Ort im Innkreis 
mit insgesamt ca. 6.500 m².  
Die Gemeinde ging bis dato davon aus, dass diese Freifläche auf Grund der damaligen 
Hochwassersituation entstand. Auf Grund des fertiggestellen Hochwasserschutzes sollte 
dies nicht mehr dem aktuellen Stand entsprechen und es keiner Schutzzone mehr bedürfe.  
Aus diesen Gründen sollte diese Schutz- bzw. Pufferzone im Bauland entfallen, um die 
Betriebsbaugebietswidmung einer Bebauung zuführen zu können. Die Einleitung dieser 
Umwidmung wurde 03.10.2023 beschlossen.  
 
In der Stellungnahme vom Land OÖ, Abt. Raumordnung, RO-2023-355649/7-Mit, wurde 
die Umwidmung forstfachlich aufgrund der Situierung im 30 m Nahbereich zum Wald 
abgelehnt. Weiters wurde darauf hingewiesen, dass auch aus schutzwasser- und 
naturschutzfachlicher Sicht eine Ablehnung vorliegt, wo der Mindestabstand von 10 m zum 
oberen Böschungsrand des Gewässers unterschritten wird.  
 
Die geplante Umwidmung wurde nun insoweit abgeändert, dass der  Abstand 30-m-
Nahbereich zum Wald und die 10 m zum oberen Böschungsrand des Gewässers für das 
uneingeschränkte Betriebsbaugebiet eingehalten werden.  
Über diese Änderung im Verfahren wurden die Beteiligten verständigt und eine Möglichkeit 
zur Stellungnahme gegeben.  
Nachdem keine Stellungnahmen innerhalb der vorgegebenen Frist eingelangt sind, soll in 
der nächsten Gemeinderatssitzung Sitzung die Verfahrensänderung zur Aufhebung der 
Freifläche mit nun neu insgesamt ca. 0,45 ha beschlossen werden.  
Es bleibt damit eine Freifläche von ca. 0,2 ha bestehen, was im bisherigem Verfahren nicht 
vorgesehen war. 
 
Die Abänderung des Verfahrens sollte lt. Raumordnung bis zur heutigen GR-Sitzung vor 
dem Genehmigungsbeschluss mit dem Gewässerbezirk Braunau abgestimmt werden. 
Herr Dipl.-Ing. Diermayr vom Gewässerbezirk Braunau hat heute vormittag telefonisch 
mitgeteilt, dass die Annahme der Gemeinde insoweit nicht richtig ist, dass sich mit dem 
Hochwasserschutz-Projekt die 100-jährige Hochwasserlinie verändert hat und er der 
Umwidmung nur zustimmen kann, wenn die Hochwasserlinie eingehalten wird. Er wird 
diesbezüglich am Nachmittag noch eine schriftliche Mitteilung an die Gemeinde per e-mail 
senden.  
 
Folgende Antwort hat die Gemeinde heute Nachmittag erhalten: 
 

 

SG Frau Schmidbauer,  

Wie telefonisch besprochen, wurde durch die Errichtung des HWS Ort die Hochwassersituation an 

der Parzelle 23/1 und 23/2 gegenüber dem Gefahrenzonenplan nicht verändert. (sh. Abbildung)  
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Zur Flächenwidmungsänderung ist dazu festzuhalten, dass die Ausweisung des Grünzuges ent-

sprechend den Ausführungen in der Stellungnahme zum Vorverfahren erfolgen soll. Eine gene-

relle Ausweisung eines 10 m breiten Grünzuges halte ich nicht für sinnvoll, da der Abflussbereich 

im HQ100 – Fall teilweise breiter ist. Die Parzelle 23/1 wird im HQ100 – Fall gänzlich überflutet 

und ist aus fachlicher Sicht aus der Betriebsbauwidmung zu entfernen und als Grünzug auszuwei-

sen. Auf der Parzelle 23/2 gilt dies für die Flächen im HQ100  - Abflussbereich.  

Auf den verbleibenden Flächen außerhalb des HQ100 – Abflussbereiches kann die SP1 – Signatur 

aus fachlicher Sicht entfallen.  

 

Abbildung 1 – Hydraulik HQ100 im Ausführungszustand des HWS Ort 

 
 

 
Mit freundlichen Grüßen  
 
DI Michael Diermayr 
Amt der Oö. Landesregierung 
Direktion Umwelt und Wasserwirtschaft 
Abteilung Wasserwirtschaft 
Gewässerbezirk Braunau 
5280 Braunau am Inn  •  Hammersteinplatz 9 
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Beratung:  
 
 
Antrag:  
 
Der Antrag lautet, die Aufhebung der Freifläche gemäß des Änderungsplanes vom 
15.04.2024 zu beschließen.  
 
 
 
 
Beschluss: 
Zustimmung:  
Gegenstimmen:  
Stimmenthaltungen:  
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8. Kaufvertrag Parz. 574/13 
 
Der Kaufvertrag der Parz 574/13 mit den Parteien: Gemeinde Ort im Innkreis als  
Verkäufer und Herrn Stefan FINSTER mit Sarah SCHILCHER als Käufer. 
Die Vergabe erfolgte am 22.04.2024 durch den Gemeinderat.  
Nunmehr wurde vom Notariat Obernberg, Mag. Hauser die Kaufvertragsurkunde erstellt. 
Diese soll vom Gemeinderat beschlossen und dann vom Bürgermeister gemeinsam mit 
den Grundstückskäufern vor dem Notar zu unterfertigen. 
Der Kaufvertrag liegt vor und wird dem GMR vollinhaltlich zKg. 
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Beratung: Seitens der Gemeinderatsmitglieder gibt es keine besonderen  
 Wortmeldungen. 
 
 
Antrag: Der Antrag lautet, dem vorliegenden Kaufvertrag, erstellt vom Nota-

riat Obernberg, Mag. Hauser für das Grundstück 574/13, abge-
schlossen zw. dem Verkäufer, der Gemeinde Ort im Innkreis, und 
den Käufern Herrn Stefan FINSTER und Sarah SCHILCHER die Zu-
stimmung mittels Handzeichen zu erteilen.  

 
Beschluss: 
Zustimmung: einstimmig (12 Zustimmungen) 
Gegenstimmen: keine 
Stimmenthaltungen: keine 
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9. Verwendung der Mittel gem. Pkt. 6 der Oö. Richtline 
zum Gebührenbremse-Gesetz 

 
Die Gemeinde wurde beauftragt einen Zweckzuschuss in der Gesamthöhe von 
 € 22.093,00 an die gebührenpflichtigen Einwohner zu verteilen. 
Hierzu wurden zwei Varianten ausgearbeitet welche durch den GR beschlossen  
werden müssen. 
Der Gemeindevorstand hat sich dafür ausgesprochen, diese Mittel aus dem Zweckzu-
schuss „Gebührenbremse-Gesetz“ für die Müllgebühren zu verwenden.  
Jeder Haushalt unserer Gemeinde erhält damit einen einmaligen Zweckzuschuss für die 
Müllgebührenabrechnung in der Höhe von € 40,28.  
Dieser Nachlass soll bei der Müllgebührenvorschreibung im 4.Quartal 2024 in Abzug ge-
bracht werden. 
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Variante 1: 
Familie MUSTERMANN zahlt Wasser/Kanal und Müllgebühr Sie erhält € 19,78 
Familie MUSTERFRAU zahlt Wasser und Müllgebühr Sie erhält € 15,32 
 
Der Wert richtet sich nach dem tatsächlichen Verbrauch und der bezahlten Gebühren. 
 
 
 
 
Variante 2: 
Der Zweckzuschuss wird auf alle Müllgebühren zahlenden Haushalte aufgeteilt. 
Familie MUSTERMANN und Fam. MUSTERFRAU erhalten € 40,28 
 
 
Der Gemeindevorstand empfiehlt bei der GV-Sitzung am 10.06.2024 die Variante 2 auf-
grund des geringeren Verwaltungsaufwandes. 
 
 
 
Beratung: Der Gemeinderat entschied sich ebenfalls für die Variante 2, den 
 einmaligen Zweckzuschuss für die Betriebe der Müllbeseitigung 
 (852) zu verwenden. Keine weiteren Wortmeldungen. 
 
 
Antrag:  Der Antrag lautet, die Mittel i.d.H. von €22.093,00 gem. Pkt. 6 der 
 Oö. Richtline zum Gebührenbremse-Gesetz für den 
 gemeindeeigenen Betrieb der Müllbeseitigung zu verwenden. 
 
Beschluss: 
Zustimmung: einstimmig (12 Zustimmungen) 
Gegenstimmen: keine 
Stimmenthaltungen: keine 
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10. Sonderbedarfszuweisung Land OÖ 
 
Die Gemeinde Ort erhält Sonder- Bedarfszuweisungsmittel in der Höhe von € 80.900,-  
Die Entscheidung für die Verwendung dieser Mittel steht den Mandataren des  
Gemeinderates frei.  
Die Mittel können für ein investives Einzelvorhaben, Bildung einer allgemeinen  
Haushaltsrücklage oder zur Bedeckung von Abgängen der laufenden  
Geschäftstätigkeit verwendet werden. 
Ein Vorschlag wäre, diese Sonder-BZ Mittel für die Teilfinanzierung der im Mai erfolgten 
Kanalsanierung zu verwenden. Die Vergabesumme an die Fa. QUABUS lag bei ca. € 
220.000,-; die Endabrechnung liegt aktuell noch nicht vor. 
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Beratung: Seitens der Gemeinderatsmitglieder gibt es keine besonderen  
 Wortmeldungen. 
 
Antrag: Der Antrag lautet, die Verwendung der Sonder-Bedarfszuweisungs-
 mittel für die Teilfinanzierung der soeben erfolgten Kanalsanierung 
 (Gesamtkosten idH von lt. Vergabe ca. € 220.000,-) von zu 
 beschließen. 
 
Beschluss: 
Zustimmung: einstimmig (12 Zustimmungen) 
Gegenstimmen: keine 
Stimmenthaltungen: keine 
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11. Abänderung des Bebauungsplans, David SCHNALLINGER 
 
David SCHNALLINGER hatte bei einem Termin im Gemeindeamt am 29.05.2024 den An-
trag auf Abänderung des Bebauungsplans Nr.1 gestellt. 
Der Änderungsentwurf und der Aktuelle Bebauungsplan liegen als Beilage bei. 
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Beratung: Dies entspricht nicht den Vorstellungen der Gemeinderatsmitglieder. 
 Keine weiteren Wortmeldungen. 
 
 
Antrag: Wer damit einverstanden ist, dass dem Antrag von Herrn David 
 SCHNALLINGER auf Aufhebung des Bebauungsplan Nr. 1 für die 
 Grundstücke 139/1. EZ 581 entsprochen und der Bebauungsplan 
 entsprechend dem vorliegenden Entwurf des Vermessungsbüros DI 
 Wageneder abgeändert werden soll, den ersuche ich um ein 
 Handzeichen.   
  
Beschluss: 
Zustimmung: keine 
Gegenstimmen: einstimmig (12 Gegenstimmungen) 
Stimmenthaltungen: keine 
 
 
 

 

 
 
 

 

12. Allfälliges 
 

• AGRI-PV-Anlage - Information 

• Volksanwaltschaft - Information 

• INKOBA - Information 

• Verkehrsbegehung - Information 

• Stand Umbau Sportplatzsanierung 

• Stromeinsparrungen - Information 

• Spielplatz Osternach freigegeben / Kosten / Versicherung? (Bei Verletzungen) - In-
formation 

• Neue Volksschuldirektorin - Information 
 
 
 
 
Der Vorsitzende Bürgermeister Walter Reinthaler beendet die Gemeinderatsitzung um 
20:52 Uhr. 


